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2021-136 CVD Praxisleitfaden (Fragen & Antworten) 
 
Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz setzt die Richtlinie 2019/1106 (Clean Vehicles Direc-

tive, CVD) zur Änderung der Richtlinie 2009/33/EG über die Förderung sauberer und energieeffi-

zienter Straßenfahrzeuge in nationales Recht um. Das Gesetz über die Beschaffung sauberer 

Fahrzeuge ist in Kraft getreten. Es gilt für Beschaffungen nach dem 2. August 2021. bdo beant-

wortet wichtigste Umsetzungsfragen in Absprache mit VDV und Bundesländern. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz ist am 28. Mai 2021 vom Bundesrat gebilligt worden und 

am 15. Juni 2021 in Kraft getreten.  

Der Gesetzestext steht unter diesem Link zur Verfügung: https://www.gesetze-im-internet.de/saubfahr-

zeugbeschg/SaubFahrzeugBeschG.pdf  

Das „SaubFahrzeugBeschG“ (nachfolgend als CVD-G abgekürzt) fordert generell eine bundeslandes-

weite und über die jeweiligen Betrachtungszeiträume umzusetzende Beschaffungsquote. 

Vorgreifend zur Auslegung des CVD-G möchte der bdo in Absprache mit dem VDV seine Einschätzung 

abgeben und stuft eine freiwillige Umsetzung im Bereich der emissionsfreien Busse als möglich ein, 

sofern tatsächlich eine bundesweite und flexible Auslegung durch Bund und Länder ermöglicht wird und 

die finanziellen Rahmenbedingungen gewährleistet sind.  

So hat eine deutschlandweite Umfrage des VDV aus Februar 2021 bei 100 Rückmeldungen von 400 

angeschriebenen VUs ergeben, dass bis 2025 mehr als 700 emissionsfreie Busse/Jahr zur Beschaf-

fung eingeplant sind. Voraussetzung ist hierbei die angekündigte Förderung des Bundes.  

Unter der Annahme der Bemessungsgrundlage von 2.250 Bussen pro Jahr sind 506 emissionsfreie 

Busse/Jahr zu beschaffen. Die Umfrage aus Februar 2021 ergibt daher eine Übererfüllung der von dem 

CVD-G und der CVD geforderten Quote für den ersten Bemessungszeitraum im Bereich der emissions-

freien Fahrzeuge.  

Fragen- und Antworten-Katalog zum CVD-G 

In Absprache mit dem VDV möchte der bdo das Gesetz anhand eines Fragen- und Antworten-Kataloges 

mit praktischen Umsetzungsbeispielen speziell für den Busbereich erläutern und die nächsten Schritte 

des Verbandes aufzeigen. 

Vorstand 

Landesverbände 

IG Fernbus 

Ausschuss ÖPNV 

Wirtschaft & Finanzen 

https://www.gesetze-im-internet.de/saubfahrzeugbeschg/SaubFahrzeugBeschG.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/saubfahrzeugbeschg/SaubFahrzeugBeschG.pdf
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Die folgenden Erläuterungen sollen ein praxisnahes Verständnis vermitteln und die wichtigsten Frage-

stellungen beantworten. Sie sind mit dem VDV und dem Verkehrsministerium NRW als Vertreter der 

Bundesländer abgestimmt und teilweise übernommen worden. Sie können keine vollständige juristische 

Bewertung im Einzelfall ersetzen.  

Weitere Informationen bieten die Leitlinien der Europäischen Kommission zur Anwendung der Richtlinie 

2019/1106 (CVD), die unter folgendem Link verfügbar sind: https://eur-lex.europa.eu/legal-con-

tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020XC1022(01)&from=DE 

 

1. Für wen gilt das Gesetz? 

 

Dieses Gesetz gilt für die Beschaffung (Kauf, Leasing oder Anmietung) bestimmter Straßenfahrzeuge 

und Dienstleistungen durch öffentliche Auftraggeber und Sektorenauftraggeber. 

Öffentliche Auftraggeber sind z. B. Aufgabenträger, die einen Vertrag über Verkehrsleistungen im öf-

fentlichen Verkehr vergeben.  

Sektorenauftraggeber sind u. a. kommunale oder staatliche Verkehrsunternehmen, die Linienverkehr 

nach dem PBefG erbringen.  

Private Unternehmen, die Buslinien nach dem PBefG betreiben, werden von dem CVD-Gesetz aus-

drücklich nicht als Sektorenauftraggeber angesehen. Sie müssen die Quoten daher grundsätzlich nur 

dann beachten, wenn es ihnen im Rahmen eines Verkehrsvertrags vorgegeben wird (siehe unten 

Nr. 4.). 

 

2. Welche Mindestziele müssen erfüllt werden? 

 

Im Zeitraum vom 02.08.2021 bis Ende 2025 müssen Fahrzeug- und Dienstleistungsausschreibungen 

insgesamt mind. 45 % saubere Stadtbusse enthalten, davon müssen 50 % emissionsfrei sein. 

Im Zeitraum von Anfang 2016 bis Ende 2030 müssen Fahrzeug- und Dienstleistungsausschreibungen 

insgesamt mind. 65 % saubere Stadtbusse enthalten, davon müssen 50 % emissionsfrei sein. 

Stadtbusse sind sauber, wenn sie mit Kraftstoffen im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 und 2 der Richtlinie 

2014/94/EU betrieben werden. Sie sind dann emissionsfrei, wenn kein Verbrennungsmotor für den An-

trieb vorhanden ist oder am Auspuff weniger als 1 g CO2/kWh (gemessen gemäß der Verordnung (EG) 

Nr. 595/2009) ausgestoßen wird.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020XC1022(01)&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020XC1022(01)&from=DE
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Quelle: VDV 

 

3. Müssen die Mindestziele von jedem betroffenen Unternehmen beachtet werden? Müssen 

die Mindestziele bei jeder einzelnen Ausschreibung beachtet werden? 

 

Das Gesetz legt fest: „Öffentliche Auftraggeber und Sektorenauftraggeber haben bei der Beschaffung 

von Fahrzeugen und Dienstleistungen die für den jeweiligen Referenzzeitraum nach § 6 festgelegten 

Mindestziele insgesamt einzuhalten.“ 

Die Bundesländer vertreten dazu die Auffassung, dass grundsätzlich jeder einzelne Auftraggeber die 

Quote einhalten muss. Dabei soll Flexibilität insofern bestehen, dass dessen Beschaffungen über den 

Referenzzeitraum insgesamt einbezogen werden. Damit könnten z. B. im ersten Jahr ausschließlich 

Dieselfahrzeuge beschafft werden, wenn im zweiten Jahr ausschließlich Elektrofahrzeuge in ausrei-

chender Stückzahl gekauft werden.  

Eine unternehmensbezogene Quote würde bedeuten, dass bis zu 3 Antriebstechnologien von einem 

Verkehrsunternehmen beschafft werden müssten. Damit müssten auch Unternehmen, die bereits heute 

nur saubere Fahrzeuge wie z. B. Gasbusse mit Biomethan betreiben, nun Elektrobusse anschaffen. 

Daher ist es von größter wirtschaftlicher Bedeutung, hier weitere Flexibilität zu erreichen.  

Das Gesetz sieht Ausnahmemöglichkeiten vor, die die Länder zulassen können. Hierzu werden aus-

drücklich Branchenvereinbarungen in den Ländern genannt. Möglich sind auch gemeinsame Vereinba-

rungen mehrerer Bundesländer.  

Gemeinsam mit dem VDV drängt der bdo daher weiterhin auf Branchenvereinbarungen und hat dazu 

bereits Gespräche aufgenommen.  
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4. Sind private Unternehmen von dem Gesetz betroffen? 

 

Private Unternehmen fallen selbst nicht direkt unter das Gesetz. Das CVD-G legt fest, dass private 

Unternehmen im Linienverkehr grundsätzlich keine Sektorenauftraggeber im Sinne des CVD-G sind 

und damit bei ihrer Fahrzeug-Beschaffung grundsätzlich nicht die Quote beachten müssen.  

Anders verhält es sich beim Gewinn eines Dienstleistungsauftrages im Anwendungszeitraum: Dann 

unterliegt das private Unternehmen zwar nicht dem Gesetz, aber es muss die Anforderungen des 

Dienstleistungsauftrags erfüllen, soweit er Vorgaben zu sauberen bzw. emissionsfreien Fahrzeugen 

enthält. Hier wird es auf die Einzelheiten der öffentlichen Bekanntmachung durch die Aufgabenträger 

ankommen. Entscheidet sich ein Aufgabenträger für die Einbeziehung der CVD in das Ausschreibungs-

verfahren hat dies erhebliche Konsequenzen auf das Ausschreibungsverfahren und damit auf die pri-

vaten Unternehmen, die eigentlich nicht betroffen wären. Der bdo regt daher an, frühzeitig mit den Auf-

gabenträgern ins Gespräch zu kommen und sie darauf aufmerksam zu machen, dass private Unterneh-

men gesetzlich ausgenommen sind und nur über das ausdrückliche Handeln der Aufgabenträger in die 

CVD einbezogen werden. 

 

5. Sind Überland- und Reisebusse von dem Gesetz ausgenommen? 

 

In § 4 „Ausnahmen zum Anwendungsbereich“ wird geschrieben, dass das Gesetz nicht anzuwenden ist 

für die Personenbeförderung ausgelegte und gebaute Fahrzeuge der Klasse M3 mit mehr als acht Sitz-

plätzen zusätzlich zum Fahrersitz und mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 5 Tonnen. 

Abweichend davon werden die Fahrzeuge M3 der Klasse I oder A mit einer zulässigen Personenzahl 

von mehr als 22 Personen ohne den Fahrer in den Anwendungsbereich aufgenommen. 

Die allgemeine Definition der Fahrzeugklassen nach ECE-R 107 lautet für den Stadtbus M3 der Klasse 

I oder A: Fahrzeuge mit Stehplätzen, die die Beförderung von Fahrgästen auf Strecken mit zahlreichen 

Haltestellen ermöglichen. 

Somit sind Überlandbusse M3 der Klasse II oder B und Reisebusse M3 der Klasse III von dem Gesetz 

ausgenommen.  

Der bdo weist jedoch darauf hin, dass bei dem Einsatz von Überlandbussen ein geringeres Stehplatz-

angebot und Passagiervolumen zugelassen sind. 

Zu dieser Thematik hat der der bdo in Absprache mit dem VDV ein separates Rundschreiben verfasst, 

das die Unterschiede zwischen einem Stadt- und Überlandbus aufzeigt. 

 

6. Was gilt für die Beschaffung anderer Fahrzeuge außer Bussen?  

 

Das Gesetz gilt auch für bestimmte weitere leichte und schwere Nutzfahrzeuge einschließlich PKW. Es 

kommt aber nur bei Beschaffungen oberhalb des EU-Schwellenwertes von derzeit 428.000 Euro zur 

Anwendung (Sektorenauftraggeber). Soweit Verkehrsunternehmen bei ihrer Fahrzeugbeschaffung au-

ßerhalb des Busbereichs diesen Schwellenwert überschreiten, muss vorab geklärt werden, ob und wel-

che Quoten gelten. Die Quoten für diese Fahrzeuge sind deutlich niedriger als bei Bussen.  
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7. Welche Verkehrsverträge fallen unter das Gesetz?  

 

Öffentliche Dienstleistungsaufträge im Sinne der VO 1370/2007 im Busverkehr sowie Verkehrsverträge, 

die im EU-Amtsblatt (TED) unter den CPV-Nummern  

60112000-6 Öffentlicher Verkehr (Straße) 

60130000-8 Personensonderbeförderung (Straße) 

60140000-1 Bedarfspersonenbeförderung 

bekannt gemacht werden müssen, fallen unter das CVD-Gesetz. 

Ausgenommen sind Verträge unterhalb der EU-Schwellenwerte und vom Aufgabenträger vergebene 

öffentliche Dienstleistungsaufträge, deren 

a) geschätzter Jahresdurchschnittswert 1 000 000 Euro oder deren jährliche öffentliche Personenver-

kehrsleistung 300 000 Kilometer nicht übersteigt oder 

b) deren geschätzter Jahresdurchschnittswert 2 000 000 Euro oder deren jährliche öffentliche Perso-

nenverkehrsleistung 600 000 Kilometer nicht übersteigt, sofern es sich bei ihnen um Auftragnehmer 

handelt, die nicht mehr als 23 Straßenfahrzeuge betreiben. 

 

Verträge, die nur unter die CPV-Nummer 60172000-4 „Vermietung von Bussen und Reisebussen mit 

Fahrer“ fallen, sind nicht vom CVD-G erfasst. Welche Fälle darunterfallen, wird noch diskutiert. 

 

8. Fallen Ausschreibungen vor dem 02.08.201 unter das Gesetz? 

 

Alle Auftragsbekanntmachungen, auch auf Grundlage von Rahmenvereinbarungen oder einem dyna-

mischen Beschaffungssystem, mit Veröffentlichung oder Aufforderung zur Angebotsabgabe vor dem 

02.08.2021 gehören nicht zum Anwendungszeitraum.  

Dies gilt für die Ausschreibung sowohl von Fahrzeugen als auch von Dienstleistungsaufträgen. Im Falle 

direkt vergebener öffentlicher Dienstleistungsaufträge im Sinne der VO 1370/2007 ist das Datum der 

Vorabbekanntmachung nach Art. 7 Abs. 2 der Verordnung im Amtsblatt maßgeblich. 

Im praktischen Fall bleibt jede Ausschreibung, die im TED vor dem 02.08.2021 veröffentlicht wurde, von 

diesem Gesetz unberührt. Dies gilt auch, wenn der Zuschlag nach dem 02.08.2021 erfolgt. 

 

9. Können saubere und emissionsfreie Fahrzeuge, die vor dem 02.08.2021 ausgeschrieben 

worden sind, trotzdem zur Mindestzielerfüllung gezählt werden? 

 

Vor dem Datum ausgeschriebene saubere und emissionsfreie Fahrzeuge zählen nicht zur Erfüllung der 

Mindestziele.  

Diese Fahrzeuge können jedoch für einen neuen Dienstleistungsauftrag im Anwendungszeitraum ein-

gebracht werden. 
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Fallbeispiel: Das Verkehrsunternehmen schreibt vor dem 02.08.2021 Elektrobusse aus und kann diese 

damit nicht zur Erfüllung der Quote einbringen. Der eigene Dienstleistungsauftrag wird im Anwendungs-

zeitraum, z. B. 2023, erneuert. Nun werden diese Elektrobusse zur Mindestzielerfüllung einbezogen 

(jedoch nicht doppelt gezählt, vgl. dazu Nr. 15). 

 

10. Muss der Fuhrparkbestand umgerüstet werden?  

 

Nein. Die Quotenerfüllung richtet sich ausschließlich an die neu zu beschaffenden Fahrzeuge. Die be-

reits in der Fahrzeugflotte befindlichen Fahrzeuge werden grundsätzlich zur Berechnung der Mindest-

quoten nicht herangezogen. (Ausnahme: Freiwillige Umrüstung, siehe nachfolgend) 

 

11. Können die Quoten durch Umrüstung bestehender Fahrzeuge erreicht werden?  

 

Ja. Nachgerüstete Fahrzeuge können bei der Beurteilung der Einhaltung der Mindestziele für den Anteil 

sauberer bzw. emissionsfreier Fahrzeuge an der Gesamtzahl beschaffter Fahrzeuge berücksichtigt wer-

den. 

 

12. Müssen saubere Fahrzeuge bei einem ausgeschriebenen Dienstleistungsauftrag sofort ein-

gebracht werden? 

 

Die zeitliche Einbringung von sauberen Fahrzeugen bei ausgeschriebenen Dienstleistungen wird im 

Gesetz nicht direkt thematisiert und offengelassen.  

Im Sinne einer praktikablen Umsetzung interpretiert der bdo, dass die emissionsfreien Fahrzeuge erst 

im Laufe des Vertrages eingebracht werden müssen, da zwischen tatsächlichem Einsatz eines emissi-

onsfreien Busses und Initialausschreibung eines ÖDA ca. 3 Jahre vergehen können. Dies sollte bei der 

Ausschreibung beachtet werden. Allerdings zählen die Fahrzeuge nur dann für den ersten Berücksich-

tigungszeitraum, wenn auch der tatsächliche Einsatz in diesem Zeitraum beginnt. 

 

13. Sind Dieselzusatzheizungen erlaubt und bezieht sich das erlaubte 1 g CO2/kWh darauf? 

 

Da nur die Emissionen am Auspuff (gemessen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 595/2009) relevant sind 

und keine weiteren Restriktionen im Sinne von Emissionen genannt werden, sind damit auch Elektro-

busse mit fossiler Zusatzheizung als emissionsfreies schweres Nutzfahrzeug nach dem Gesetz zu be-

werten. 

Das 1 g CO2/kWh bezieht sich nach Einschätzung des VDV auf Technologien wie z. B. den Wasser-

stoffverbrennungsmotor. 
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14. Sind Plug-in-Hybridbusse auch mit Einsatz von konventionellem Diesel als sauber zu be-

werten? 

 

Das Gesetz gibt dazu keine weitere Auskunft, allerdings erklärt die EU-Kommission eindeutig in ihrem 

Leitfaden zur CVD (siehe oben), dass Plug-in-Hybridbusse als „sauber“ gelten, auch bei Nutzung von 

konventionellem Diesel. 

 

15. Wie ist der Einsatz von synthetischen Kraftstoffen hinsichtlich der Auslegung der 10. BIm-

SchV zu bewerten? 

 

Das CVD-G definiert schwere Nutzfahrzeuge (Busse), die ausdrücklich mit synthetischen Kraftstoffen 

nach DIN EN 15940 betrieben werden, als „sauber“. 

Der ausnahmslosen Beschaffung von diesem Kraftstoff widerspricht jedoch die Verordnung über die 

Beschaffenheit und die Auszeichnung der Qualitäten von Kraft- und Brennstoffen - 10. BImSchV, die 

synthetische Kraftstoffe nach DIN EN 15940 nicht beinhaltet und damit das Inverkehrbringen (Überlas-

sen an andere) nur mit Ausnahmen erlaubt.  

Damit ist der Betrieb mit synthetischen Kraftstoffen nach DIN EN 15940 für den Betrieb und die Erfüllung 

des CVD-G ausdrücklich vorgesehen, jedoch besteht weiterhin ein Widerspruch zur 10. BImSchV, die 

das Inverkehrbringen solcher Kraftstoffe durch den Händler unterbinden möchte. 

Bisher können Kraftstoffe nach DIN EN 15940 durch die Ausnahmeregelungen der 10. BImSchV an die 

Verkehrsunternehmen abgegeben werden. 

Nach Aussage des BMVI entwickelt das BMU mit den Ländern aktuell ein Konzept, um die Nutzung von 

synthetischen Kraftstoffen mit der 10. BImSchV zu vereinbaren. Es wird an einer Auslegung der 10. 

BImSchV gearbeitet, dass die Nutzung in § 16 „Ausnahmen“ nicht nur zu Testzwecken, sondern zur 

Erfüllung der CVD geregelt wird. 

 

16. Welche Bedeutung hat das Datum der Zuschlagserteilung? 

 

Für die Berechnung der Mindestziele für die Vergabe öffentlicher Aufträge ist das zu berücksichtigende 

Datum der Vergabe des öffentlichen Auftrages das Datum, an dem der Zuschlag erteilt wird. Praktisch 

relevant ist dies aber nur für die Frage, ob ein Auftrag in den ersten oder den zweiten Beschaffungszeit-

raum fällt.  

Im praktischen Fall fällt damit eine Ausschreibung, die beispielsweise am 01.01.2025 veröffentlicht, aber 

erst am 01.01.2026 der Zuschlag erteilt wird, unter die Mindestziele der zweiten Periode. 

Die Frage, ob in einem aktuellen Verfahren der Zuschlag vor oder nach dem 02.08.2021 erteilt wird, ist 

im Ergebnis unerheblich: Maßgeblich ist, ob die Auftragsbekanntmachung vorher oder nachher erfolgt 

ist, siehe oben Nr. 8. Die Richtlinie und dementsprechend das Gesetz sind hier etwas unübersichtlich. 
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17. Was bedeutet eine mögliche Doppelzählung? 

 

Da ausgeschriebene Fahrzeuge und auch vergebene Dienstleistungsaufträge, die diese Fahrzeuge ent-

halten, zur Quotenbildung herangezogen werden, kann es zu einer Doppelzählung kommen. 

Das Erfassungskonzept der CVD sieht vor, dass alle Fahrzeuge aus neuen Verkehrsverträgen und alle 

neu zu beschaffenden Fahrzeuge betrachtet werden. Das bedeutet, dass die tatsächlichen Fahrzeuge 

teilweise doppelt gezählt werden. Dies kann zu einer Erleichterung bei der Erreichung der Quote führen. 

Beispiel:  

Wenn ein Aufgabenträger eine gewisse Anzahl emissionsfreier Fahrzeuge bei seiner Ausschreibung 

fordert und ansonsten für die übrigen Fahrzeuge die Nutzung gebrauchter Fahrzeuge akzeptiert, ergibt 

sich folgende Situation: Ein Verkehrsvertrag umfasst 100 Stadtlinienbusse und fordert, davon 45 emis-

sionsfreie Fahrzeuge einzusetzen. Das Verkehrsunternehmen (VU) bietet mit 55 existierenden Diesel-

bussen und 45 neu zu beschaffenden emissionsfreien Fahrzeugen die Leistung an. Damit wird das VU 

45 emissionsfreie Fahrzeuge neu beschaffen müssen. Die Quote im Bundesland würde sich dann wie 

folgt berechnen: 

aus Verkehrsvertrag 

55 Dieselbusse  

45 emissionsfreie Fahrzeuge  

aus Fahrzeugbeschaffungsvorgang des Verkehrsunternehmens 

45 emissionsfreie Fahrzeuge  

Die 55 „gebrauchten“ Busse, die durch das VU eingesetzt werden, werden in der CVD nur über den 

Verkehrsvertrag erfasst. 

Daraus ergibt sich eine Bemessungsgrundlage von 145 Bussen, davon sind 90 emissionsfreie Fahr-

zeuge. Die Quote der emissionsfreien Fahrzeuge beläuft sich damit auf 62 %. Gemindert wird diese 

Quote, wenn das VU im Laufe der Zeit Dieselbusse als Ersatz beschafft. Gleichwohl ergibt sich aus der 

doppelten Berücksichtigung ein „Sicherheitspuffer“ für die Quotenerfüllung.  

Vorhandene Elektrobusse gehen nur dann in die Quote ein, wenn ein neuer öffentlicher Dienstleistungs-

auftrag/Verkehrsvertrag vergeben wird. Sie zählen dann nicht doppelt. 

 

18. Wie sieht die Dokumentationspflicht aus? 

 

Die öffentlichen Auftraggeber und die Sektorenauftraggeber haben in den Vergabebekanntmachungen 

im TED im Textfeld ihre Beschaffungen einzutragen. 

Dabei soll die die Anzahl aller unter das CVD-G fallenden Fahrzeuge, die aufgrund der Auftragsvergabe 

gekauft, geleast oder gemietet wurden oder deren Nutzung vertraglich vereinbart wurde, sowie darunter 

fallend die Anzahl aller sauberen Stadtbusse und die Anzahl aller emissionsfreien Stadtbusse angege-

ben werden. 

Die Eintragungen in das Textfeld sollen bis zum Ablauf des 24. Oktober 2023 ausgeführt werden bis 

das TED zum verbesserten Monitoring den CVD-Bedingungen angepasst wurde. 
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Entsprechend sollen ab dem 25. Oktober 2023 die öffentlichen Auftraggeber und die Sektorenauftrag-

geber zu den Beschaffungen die entsprechenden Daten in die bis dahin entwickelten Tabellen im TED 

eintragen. 

Dies gilt analog bei der Ausschreibung von Dienstleistungsaufträgen.  

Verschiedene Fragen zur Dokumentation, u. a. bei der Nutzung von synthetischen Kraftstoffen, sind 

noch ungeklärt.  

Unabhängig davon streben bdo und VDV an, dass zur Vorbereitung und Umsetzung einer Branchen-

vereinbarung bereits im Vorhinein die Zahl der unter das CVD-G fallenden Busse ermittelt wird. 

 

19. Wie erfolgt die Finanzierung zur Umsetzung der CVD? 

 

Die CVD fordert, dass es keine Kostenerhöhung für den Fahrgast und keine Rücknahme des Leistungs-

angebotes durch die Umsetzung der Forderungen aus der CVD geben darf. Dies bedeutet, dass die 

Mehrkosten für die Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen ausgeglichen werden müssen.  

Für die erste Phase der CVD von 2021 bis 2025 hat das BMVI ein Förderprogramm angekündigt. Dieses 

soll ähnlich dem Programm des BMU 80 % der Fahrzeugmehrkosten und 40 % der Infrastrukturkosten 

fördern. Das Programm soll mit Landesförderungen kombinierbar sein. 

Die Finanzierung der Forderungen im Rahmen von Konzessionsvergaben durch die Aufgabenträger 

muss durch die Kommunen, Kreise oder das Land finanziert werden. 

Eine Aussage über die Fortführung des Förderprogrammes über 2025 hinaus kann noch nicht getätigt 

werden, da die Bundeshaushaltsplanungen aktuell bis 2025 laufen. 

Es ist keine länderspezifische Zuweisung der Fördermittel aus dem BMVI-Förderprogramm vorgesehen. 

Sollte es nicht zu einer „Branchenvereinbarung“ kommen und darüber hinaus mehrere Beschaffer eine 

Übererfüllung anstreben, kann dies zu einer ungerechten Verteilung der Fördermittel führen. 

 

20. Gibt es eine Pönale oder Strafmaßnahmen bei Nichteinhaltung der CVD? 

 

Nein, in Deutschland, im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern, hat man auf dieses Instrument 

verzichtet. Eine nachträgliche Weiterreichung einer Strafe an die Länder bei einem Vertragsverletzungs-

verfahren bei Nichterreichung der Mindestziele durch den gesamten Mitgliedsstaat Deutschland ist aber 

nicht ausgeschlossen. 
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Für Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Bundesverband Deutscher 
Omnibusunternehmer e. V. 
 
 

 
Christiane Leonard          
Hauptgeschäftsführerin        


